
   
 

  1

Folie 1 

Rede  
zur Einbringung des Haushaltes 2019 

und der  
Fortschreibung des Haushaltssanierungsplanes 2019 -  2021 

 
Stadtkämmerer Hubert Große-Ruiken 

 
Es gilt das gesprochene Wort 

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Wir bringen heute den Haushalt 2019 und die Fortschreibung des Haushaltssanie-

rungsplanes bis 2021 in den Rat ein. Dazu ein kleiner Rückblick: Im letzten Jahr haben 

wir gemeinsam darüber nachgedacht, was wir angesichts der schlechten Haushaltszah-

len für die Infrastruktur tun können. Es ging um mehr technisches Personal und mehr 

Mittel für die Bauunterhaltung. Eine Lösung haben wir damals nicht gefunden; aber ei-

nen Einstieg. Wir haben die systematische Erfassung des Bauzustandes der Gebäude, 

Brücken und Straßen auf den Weg gebracht; ein Prozess der z. Z. noch andauert. Da-

mit wollen wir vermeiden, dass wir falsche Entscheidungen treffen.  

Die Themen stehen weiter auf der Tagesordnung, zumal die Ergebnisse noch ausste-

hen. Aber eine Lösung ist nicht in Sicht, selbst wenn wir Geld hätten! Denn es gibt kein 

Planungs-Personal und keine Kapazitäten in der Wirtschaft. Der Markt ist leergefegt.  
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I. Haushalt 2018 

Ich möchte beginnen mit dem Haushalt 2018. Sie erinnern sich, dass ich Ihnen im letz-

ten Jahr um diese Zeit einen nicht ausgeglichenen und nicht genehmigungsfähigen 

Haushalt vorgestellt habe. Den Haushaltsausgleich haben wir erst in letzter Minute hin-

bekommen. Und das auch nur, weil wir die Einnahmeerwartungen deutlich nach oben 

schrauben konnten. Auf der Aufwandsseite schlugen vor allem die höheren Personal-

ausgaben ins Kontor. 

Der Haushaltsverlauf bis 30.06.2018 verlief aufgrund verschiedener Einmaleffekte bes-

ser als geplant. Unter Punkt  6 der Tagesordnung haben Sie den Bericht zur Haushalts-

entwicklung 2018 mit dem Stichtag 30.06.2018 zur Kenntnis genommen. Darin steht, 

dass wir bis Ende 2018 mit einem Überschuss von rd. 2 Mio. € rechnen können; ein 

Betrag, der vornehmlich auf Einmaleffekten beruht. Mit Einmaleffekten kann man aber 

keine langfristig ausgelegte solide Haushaltsplanung machen. 

 

II. Eigenkapital 

Ein Blick auf die Jahresabschlüsse zeigt, aus welcher dramatischen Lage wir kommen.  

 

 

Das Eigenkapital hatte in 2015 mit – 6,7 Mio. € einen Tiefpunkt erreicht. Dank guter 

Jahresabschlüsse in 2016 und 2017 haben wir jetzt wieder ein bescheidenes Eigenka-
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pital von 2,4 Mio. €. Das ist nicht viel. Wenn Sie die überplanmäßigen Ausgaben, die 

Sie heute beschlossen haben, zusammenrechnen, ist ein solcher Betrag schnell weg.  

Z. Z. befindet sich ein 2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz im parlamentarischen Bera-

tungsverfahren. Der Entwurf sieht vor, dass eine Kommune einen Grundstock von 3% 

der Bilanzsumme als allgemeine Rücklage haben muss. Das wären bei uns rd. 21 Mio. 

€. Erst wenn dieser Grundstock vorhanden ist, darf man den Gewinnvortrag – bei uns 

ist das die Ausgleichsrücklage – füllen. Diese Ausgleichsrücklage kann man in An-

spruch nehmen, wenn es mal nicht so gut läuft. Geht man aber an den Grundstock her-

an, muss man ein Haushaltssicherungskonzept aufstellen. 

Daran können Sie sehen, dass wir nach 2021 – wenn die Haushaltssanierung endet – 

keineswegs über den Berg sind. Ich glaube nicht, dass wir bis 2021 einen Grundstock 

von 21 Mio. € haben werden und auch eine Ausgleichsrücklage für schlechte Zeiten 

füllen können. Für uns bedeutet das: ein schlechtes Jahr und wir sind wieder in der 

Haushaltssicherung. Wir sind uns sicherlich einig darin, dass wir das nicht wollen. 

Wir sollten uns deshalb bereits jetzt darauf verständigen, dass wir das Geld, das uns 

der Kreis aus seinen Überschüssen zukommen lassen will - auch ein Einmaleffekt und 

davon unten mehr - nicht ausgeben, sondern dem Eigenkapital zuführen.  

III. Verschuldung 

Ein Spiegelbild des Eigenkapitals ist die Verschuldung. Ein wichtiger Baustein unserer 

Haushaltssanierung ist daher der Abbau der Verschuldung.  
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Beim Schuldenabbau kommen wir weiterhin gut voran. Die Investitionskredite sind seit 

2009 von 148 Mio. € um 39 Mio. € auf 109 Mio. € gesunken. In 2019 werden sie wegen 

des Kredits an die DNG für den Kauf des Gasnetzes und dem allgemeinen Kreditbedarf 

vorübergehend wieder ansteigen.  

Die Liquiditätskredite haben wir seit dem Höchststand in 2012 von 203 Mio. € auf nun 

149 Mio. € zurückgeführt. Den Abbau müssen wir fortsetzen, meine Damen und Herren. 

Allein das Zinsänderungsrisiko, das von den Kassenkrediten ausgeht, gebietet uns das.  

Die Zeiten der niedrigen Zinsen sind überdies bald vorbei. Die Zinsen für Liquiditätskre-

dite werden trotz der Tilgung in den nächsten Jahren wieder ansteigen. 

 

Ein Blick auf die Zinsen zeigt, dass neben den Steuereinnahmen das Zinstief den 

Haushalt rettet und wir deshalb gar keine Spielräume haben, neue Kredite zu finanzie-

ren. 

Das Ministerium für Kommunales sucht seit etwa einem Jahr mit dem Finanzministeri-

um nach einer Lösung für die  Altschulden. Ein sehr schwieriges Unterfangen. Aber die-

se Suche ist richtig und wichtig für uns. Noch ist nicht klar, wie der Altschuldenfonds 

aussehen könnte. Es dürfte allerdings feststehen, dass wir die Schulden nicht einfach 

los werden und keine Zinsen mehr bezahlen müssen. Angesichts der Höhe der Schul-

den der Kommunen in NRW geht das gar nicht. Meine Erwartung ist eher, dass das 

Land das Zinsänderungsrisiko absichert, also die Zinsen oberhalb eines Zinssatzes von 

x übernimmt. Dieser Zinssatz wird allerdings nicht bei Null liegen. Unsere Schulden 

bleiben jedoch unsere Schulden und wir werden für sie weiterhin Zinsen zahlen und sie 

auch tilgen müssen. 
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Viel entscheidender ist aber, dass es dann anschließend kein Zurück zu neuen Schul-

den geben darf. Dies erfordert eine langfristig ausgerichtete Haushaltspolitik mit ihren 

Höhen und Tiefen. Diese Verknüpfung ist unbedingt notwendig, damit wir nicht in 20 

Jahren wieder da stehen, wo wir heute sind. 

IV. Stand des Haushaltssanierungsplanes 

Bevor ich zum Haushalt komme, müssen wir uns mit den HSP-Maßnahmen beschäfti-

gen. Dies aber nur kurz: 

 

Schmerzhafte Entscheidungen sind nicht mehr zu treffen. Betrachtet man den Umset-

zungsstand, so sind nach sieben von zehn Jahren Haushaltssanierung 97,5% des Pen-

sums geschafft. Für den Rest gibt es im Entwurf unseres Haushaltssanierungsplanes 

ebenfalls eine Lösung.  

 

Die noch vor uns liegenden drei Jahre der Haushaltssanierung kann man dann unter 

der neudeutschen Überschrift „Evaluation und Verstetigung“ einordnen. 
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An dieser Tabelle können Sie sehen: die Haushaltssanierungsmaßnahmen bereiten uns 

keine Sorgen. 

 

V. Haushaltsentwurf 2019 

Kommen wir nun zum Haushaltsentwurf 2019.  

Heute habe ich keine schlechten Nachrichten für Sie. Unser Haushaltsentwurf weist für 

alle Jahre einen Überschuss aus und ist deshalb genehmigungsfähig.  

 

Die obigen Zahlen werden sogar noch etwas besser, weil sich der Entwurf des 

Kreishaushaltes und damit die Kreisumlage noch nicht mit unserem Entwurf deckt. Der 

Überschuss für 2019 kann sich noch um bis zu einer halben Million erhöhen.  

Folie 7 
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Ich bin mir sicher, dass nun allen schnell etwas einfällt, was man mit dem „Geldsegen“ 

alles machen kann. Mir ist ebenfalls etwas eingefallen. Dazu komme ich noch.  

 

Ich kann bis jetzt folgendes Zwischenergebnis ziehen: 

Alle Haushalte bis 2022 sind ausgeglichen. 

Wir erhöhen nicht die Steuern. 

Es zieht keine neue Sparrunde am Himmel auf. 

Der Haushalt ist genehmigungsfähig. 

Meine Damen und Herren, wir haben im letzten Jahr einen steinigen Weg erfolgreich 

zurückgelegt. Diesen Weg können wir nicht noch einmal gehen. Doch die nächste Krise 

kommt bestimmt. Sorgen wir also vor. 

Ein Warnsignal sollte sein, dass wir den Haushaltsausgleich in 2019 nur deshalb schaf-

fen, weil wir an die Reserven des Entsorgungsbetriebes gehen, die wir von 2016 bis 

heute dort angelegt haben. Dies ist ein deutliches Indiz dafür, dass es sich auszahlt, 

wenn man Reserven hat. 

 

Kommen wir nun zu den wichtigsten Positionen im Haushalt. 

 

V.1. Steuern und allgemeine Zuweisungen 

 

Erster Punkt sind, wie gewohnt, die Steuereinnahmen.  
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Die Steuereinnahmen sind solide, verlässlich und steigen entsprechend den Progno-

sen. Das gilt auch für die Gewerbesteuer. Wir haben in 2018 den Ansatz von 22 Mio. € 

auf 24 Mio. € erhöht; wir werden dieses Ziel in 2018 auch erreichen. Für 2019 und dar-

über hinaus wird es Steigerungen in diesem Umfang jedoch nicht mehr geben. 

 

Vor allem die Gewerbesteuer  hat seit 2013 stabile Wachstumsraten. Vor 6 Jahren hat-

ten wir noch Einnahmen von 13,5 Mio. €, in 2019 sind es 24,4 Mio. €, das sind 80% 

mehr. Es wäre vermessen, für 2019 erneut ein hohes Wachstum einzuplanen. 

Auch die Grundsteuern verlaufen planmäßig.  

 

Fest steht, dass die Haushaltssanierung ohne diese positiven Steuereinnahmen nicht 

möglich gewesen wäre. Wir haben unsere heutigen Gestaltungsmöglichkeiten – wer 

hätte das in 2012 gedacht - nicht nur wegen der Sparmaßnahmen, sondern wegen der 

guten Konjunktur. Ohne gute Konjunktur hätten wir, da bin ich mir sicher, heute andere 

Steuersätze und wir würden nicht über die Geldverwendung, sondern über die Geldbe-

schaffung reden. 

 

 

 

Folie 9 
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V. 2. Steuerbeteiligungen 

 

Bei den Steuerbeteiligungen stehen in  2019 rd. 1,7 Mio. € mehr in Aussicht. Tragen-

de Säule ist nach wie vor der Anteil an der Lohn- und Einkommensteuer.  

 

Die gute Beschäftigungslage und die hohen Lohnabschlüsse spiegeln sich hier wieder.  

Für mich eine Blackbox ist allerdings die vom Bund geplante Senkung der Lohn- und 

Einkommensteuer. Ob dies in den oben genannten Zahlen eingepreist ist, konnte ich 

nicht herausfinden. Ich fürchte: nein. Das kann zur Folge haben, dass wir in 2019 in der 

Realität deutlich weniger Einnahmen haben. Das Risiko schätze ich auf etwa 1 Mio. €. 

Ein Risiko, für das wir Vorsorge treffen müssen.  

 

V.3.  Schlüsselzuweisungen 
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Als die erste Proberechnung zu den Schlüsselzuweisungen veröffentlicht wurde und mit 

einer Mindereinnahme von rd. 2,2 Mio. € gegenüber der bisherigen Finanzplanung en-

dete, war ich entsetzt. Ich habe mich gefragt, wie die letztjährige Prognose so daneben 

liegen konnte. 

Nachdem ich mir allerdings die Strukturen angesehen hatte, war ich ein wenig erleich-

tert. Ich habe mich im letzten Jahr nämlich nicht verrechnet. Ursache dieses herben 

Einbruchs sind nämlich Strukturreformen im Finanzausgleich, die den Namen „Sofia“ 

tragen. Mit der teilweisen Umsetzung des noch von der bisherigen Landesregierung 

beauftragten sog. „sofia-Gutachtens“ zur Bestimmung der Parameter für den Finanz-

ausgleich kommt es zu einer geringeren Gewichtung des Soziallastenansatzes und ei-

ner neuen Gewichtung der Einwohner. Vor allem Letzteres hat zur Folge, dass im Fi-

nanzausgleich alle Gemeinden unter 25.000 und über 450.000 Einwohner gewinnen, 

aber alle Gemeinden zwischen 25.000 und 400.000 Einwohner verlieren. Es gewinnen 

also alle kleinen und alle ganz Großen; alles dazwischen verliert.  

Dass die Stärkung des ländlichen Raums ein Schwerpunkt der Landespolitik ist, wissen 

wir. Das macht im GFG 2019 rd. 11 Mio. € aus. Warum aber die ganz großen Städte 

Köln, Dortmund, Essen und Duisburg – nur durch die Änderung der Strukturen des 

GFG - rd. 150 Mio. € mehr erhalten und alle übrigen Städte und Gemeinden – das sind 

vor allem die Unter- und Mittelzentren – diese Umverteilung nach unten und oben finan-

zieren müssen, halte ich nicht für richtig und widerspricht auch den Aussagen der Lan-

desregierung, dass durch das sofia-Gutachten niemand verliert. Die Wahrheit ist leider 

eine andere. Wir haben uns auch empört an unseren kommunalen Spitzenverband ge-

wandt und nachgefragt, ob es ein Engagement des Städte- und Gemeindebundes auch 

für die Mitgliedskommunen oberhalb von 25.000 Einwohner gibt. Eine Antwort haben 

wir leider nicht erhalten. 

 

V.4. Personalaufwendungen 

 

Mein Sorgenkind für die dauerhafte Stabilität der städtischen Finanzen ist derzeit der 

Personalaufwand. Die Orientierungsdaten verordnen uns eine Steigerung von 1%; wir 

kommen derzeit noch nicht einmal mit 2,5% aus.  
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Die Tarifabschlüsse liegen mit jährlich über 3% schon darüber. Zwar wird nach jedem 

Tarifabschluss stolz verkündet, dass der Abschluss nur 2,5% betragen hat. Rechnet 

man aber nach, sind die 2,5% - gerechnet auf 9 Monate, aufs Jahr bezogen doch mehr 

als 3%. Und das ist eben die Basis fürs Folgejahr. 

Für weitaus gefährlicher halte ich jedoch die zusätzlichen Stellen. Sie kommen auf die 

3% noch obendrauf und bilden eine langfristige neue Verpflichtung. Ich muss dieses 

Personal auch bezahlen können, wenn es mit der Wirtschaft mal wieder bergab geht. 

Denn wir alle wissen, dass wir das einmal eingestellte Personal nicht einfach wieder 

abbauen können, wenn uns das Geld ausgeht. 

Im vergangenen Jahr habe ich an dieser Stelle folgendes gesagt, dass ich nun wieder-

hole: Wir müssen höllisch aufpassen, dass wir nicht angesichts von vermeintlich guten 

Haushaltszahlen Verpflichtungen eingehen, von denen wir uns nur schlecht wieder lö-

sen können. Wenn wir alles sofort erledigen sollen und die Ungeduld groß ist, benötigen 

wir zusätzliches Personal temporär. Gutes Personal ist aber mit befristeten Arbeitsver-

trägen nicht zu bekommen. Es ist auch noch da, wenn das Geld fehlt, um noch etwas 

umzusetzen.  

 

V.5 Sachaufwand 

 

Der lfd. Sachaufwand steigt in 2019 moderat um 2% an.  
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Beim Sachaufwand besonders in den Fokus gerückt ist seit dem letzten Jahr der Sanie-

rungsstau bei der städt. Infrastruktur. Dieser Sanierungsstau – genau beziffern lässt er 

sich nicht – wird auf mindestens 150 Mio. € geschätzt. Dieser Stau ist gedanklich eben-

falls den Schulden zuzurechnen, die wir in den vergangenen 25 Jahren angehäuft ha-

ben. 

 

Schaut man sich den Aufwand für die Bauunterhaltung an, so ist schnell erkennbar, 

dass sich mit 4,6 Mio. € im Jahr kein Sanierungsstau aufholen lässt. Diese Beträge rei-

chen sogar kaum aus, um den jetzigen Stand zu halten. Wir müssten eigentlich das 

Doppelte aufwenden. Doch dafür fehlen uns die Möglichkeiten. Immerhin wollen wir die 

Ansätze ab 2019 nicht um jährlich 1,5% - das wäre inflationsbereinigt eine Kürzung – 

anheben, sondern um 4% und ab 2020 um jährlich 5%. 

 

Auf dem Bausektor steigen die Preise exorbitant. Wir bekommen für unser Geld immer 

weniger. Das ist eines der Ergebnisse der sich überhitzenden Konjunktur. Es fehlen 

nicht nur Planer und Ingenieure; der Bausektor findet ebenfalls keine Facharbeitskräfte 
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mehr. Es kommt ja auch alles zusammen: es fehlen Wohnungen, es gibt schlechte 

Straßen, der Zustand der Schulen ist besorgniserregend, ganz Deutschland soll auf 

einmal Breitband erhalten und das mit immer weniger Arbeitskräften. Und alle Probleme 

sollen auf einmal gelöst werden. Dass das nicht funktioniert, dürfte auf der Hand liegen. 

 

Gleichwohl tun wir etwas für den Abbau des Sanierungsstaus. Wir sanieren aus den 

Kommunalinvestitionsförderungsgesetz und aus dem Programm „Gute Schule 2020“ 

die städt. Infrastruktur mit rd. 20 Mio. €. Auch die Herrichtung der Geschwister-Scholl-

Schule für die Agathaschule mit 4,5 Mio. € gehört zum Abbau des Sanierungsstaus und 

die Sanierung des Rathauses sowieso.  

 

Nicht zu vergessen: mit dem Projekt „Wir machen Mitte“ entsteht zwar auch neue Infra-

struktur; aber eben nicht nur. 

 

Meine Damen und Herren: mehr geht nicht in den nächsten Jahren. Das technische 

Dezernat ist – Sie wollen es nicht hören – für die nächsten Jahre ausgebucht. Geben 

Sie bitte keine neuen Projekte in Auftrag. Es gibt auch eine Zeit nach 2024. 

 

 

V.6. Kosten für Asylbewerber 

 

Die Entwicklung der Asylbewerberzahlen ist allgemein bekannt.  

Wir haben wegen der Flüchtlinge nach wie vor keine Haushaltsprobleme! Wir geben in 

2018 verschiedene Übergangsheime auf und werden ab 2019 wieder den Bestand ha-

ben, den wir vor der Flüchtlingskrise hatten. Die Kostenerstattung deckt unsere Kosten. 

Allerdings nur für die Personen, die im Verfahren sind. Für die abgelehnten und ausrei-

sepflichtigen Asylbewerber gibt es nach wie vor nichts. Wir müssen weiter daran arbei-

ten, dass sich dies ändert. Für die Abschiebehindernisse sind nicht die Kommunen ver-

antwortlich. Wir würden gerne mehr Personen zurückführen; leider sind uns jedoch viel-

fach die Hände gebunden. Dann ist aber nicht zu verstehen, warum die Kosten uns 

aufgebürdet werden. Dies ist ein Relikt aus der Flüchtlingssituation vor 25 Jahren, als 

die geopolitische Lage noch völlig anders war. 

Wenn wir die Kosten, die bei uns hängen bleiben, senken wollen, müssen wir also alle 

möglichen Anstrengungen unternehmen, uns von den abgelehnten Asylbewerbern wie-

der zu trennen. Das wird nicht jedem gefallen. 
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Uns hilft auch die Zentrale Unterbringungseinheit im ehemaligen Petrinum. Neben der 

Platzanrechnung haben wir mittelfristig Planungssicherheit, eine Nutzung für das Ge-

bäude, vermeiden Stillstandkosten und können in Ruhe die Nachfolgenutzung des Are-

als vorbereiten. 

Ab 2018 erhalten wir – endlich muss man sagen – vom Land eine Integrationspauscha-

le von 350.000,- € aus Mitteln des Bundes, die das Land bisher für sich beansprucht 

hat. Die Kosten der Integration haben wir ohnehin schon. 

 

 

V.7. Jugendhilfe 

 

Große Sorgen haben uns bisher die Kosten der Jugendhilfe bereitet.  

 

Der Graph kannte in den letzten Jahren nur eine Richtung: deutlich nach oben. Aber 

offenbar ist es uns gelungen, mit dem neuen Kontraktmanagement diese Spirale zu 

durchbrechen. In 2017 ist der Aufwand um 0,2 Mio. € gesunken. Auch der Verlauf des 

Jahres 2018 ist bislang positiv. Wir müssen aber im Rahmen des nächsten Berichts-

stichtages noch einmal prüfen, ob wir es wirklich schaffen, den Ansatz in 2019 um 1,3 

Mio. € zu senken. Das Risiko einer Fehleinschätzung ist gerade bei der Jugendhilfe be-

sonders groß. 

Wir müssen auch nach wie vor ein kritisches Auge auf die Anbieter der Jugendhilfe wer-

fen, die die Kapazitäten gerne ausdehnen möchten, wenn man sie lässt. Die Jugendhil-

fe ist eben ein Markt, wo man Geld verdienen kann und von dem jeder eine Scheibe 

abhaben möchte.  
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VI. Umlagen 

Die Landschaftsumlage war vor zwei Jahren der große Aufreger in der Stadt. Seitdem 

ist viel geschehen. Der Landschaftsverband wird seinen Hebesatz in 2019 erneut sen-

ken, und zwar auf voraussichtlich 15,4%. Die Umlage sinkt dadurch nicht nur prozentu-

al, sondern auch nominal. Ein Novum in der Welt der Umlagen.  

 

Diese Trendumkehr hat positive Folgen für uns. Im Vorjahr hatte der Kreis für 2019 eine 

Zahllaststeigerung von 7,1 Mio. € prognostiziert. Nun zahlen wir sogar 1,6 Mio. € weni-

ger. Das sind für uns rd. 900.000 €. Geld, das wir gut gebrauchen können.  
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Und in der Tat: die Minderung der Zahllasten des Landschaftsverbandes kommt bei uns 

in 2019 auch an. Die in der Grafik abgebildete Zahllast findet sich noch nicht in unserem 

Haushaltsentwurf wieder. Unser Haushaltsentwurf ist noch um 0,5 Mio. € schlechter.  

Gleichwohl sind die Städte mit der Finanzpolitik des Kreises nicht zufrieden. Nun mag 

man uns als ewige Nörgler darstellen, doch das ist unzutreffend. Worum geht es? 

Der Kreis hat z. Z. ein Eigenkapital von 78 Mio. €, das in 2018 um voraussichtlich weite-

re 8 – 10 Mio. € anwächst. Geld, das die Kommunen an den Kreis überwiesen haben. 

Alle sind sich einig darüber, dass der Kreis so viel Eigenkapital nicht benötigt. Streit gibt 

es aber darüber, wie man mit dem Eigenkapital umgeht. Die SPD-Fraktion will 10 Mio. € 

an die Städte zurückgeben; die CDU-Fraktion verlangt rd. 17 Mio. €. 

Bei uns im Haushaltsentwurf ist davon bisher nichts berücksichtigt. 

Die 10 Städte sind sich darin einig, dass die Städte eine mittelfristig verlässliche 

Kreisumlage benötigen, mit der sie kalkulieren können. Dafür muss die Eigenkapital-

struktur beim Kreis umgebaut werden. Wir benötigen einen „atmenden Deckel“, der ei-

nerseits für schlechte Zeiten Vorsorge trifft, aber andererseits auch nicht überdimensio-

niert ist. Der Entwurf des NKF-Weiterentwicklungsgesetzes gibt dafür einen guten 

Rahmen vor. Wir haben die Sorge, dass der Kreis bestrebt ist, seine Allgemeine Rück-

lage zu stärken. Diese Rücklage steht für den „atmenden Deckel“ aber nicht zur Verfü-

gung. Die Städte sind eher auf einer Stärkung der Ausgleichsrücklage bedacht, um die-

se in Krisenzeiten anzapfen zu können. 

Unzufrieden sind wir aber noch aus einem anderen Grund: der Kreis hat es trotz eines 

eindeutigen Kreistagsbeschlusses im letzten Jahr bis heute nicht geschafft, eine ver-

nünftige Regelung für seinen Liquiditätsüberhang von über 90 Mio. € zu finden. Statt 

gemeinsam mit den Städten einen pragmatischen Weg zu finden und gemeinsam mit 

den Städten ein einfaches aber effektives cash-Management zu entwickeln, wie wir es 

seit Jahren mit den städt. Gesellschaften haben, gibt es immer wieder neue rechtliche 

Bedenken. Scheinbar hat man beim Kreis Angst davor, sich zum Bittsteller der Kommu-

nen zu machen.  

Beim Kreis scheint immer noch nicht verstanden worden zu sein, dass seine Liquidi-

tätsüberschüsse teuer erkauft worden sind, nämlich mit Kassenkrediten, für die die 

Städte laufend Zinsen zahlen. Mit dem Liquiditätsüberhang des Kreises könnten wir in 
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Dorsten entsprechend unseres Kreisumlageanteils sofort einen Kassenkredit von 9 Mio. 

€ zurückzahlen. Damit einher geht eine Verringerung unseres Zinsänderungsrisikos. 

Umso weniger verstehen wir, dass der Kreis nun eine Geldanlage beim Pensionsfonds 

der westfälisch-lippischen Versorgungskasse mit 20 Mio. € plant. Wir haben vor 5 Jah-

ren unseren Pensionsfonds aufgekündigt und damit Kassenkredite getilgt. Denn eine 

Geldanlage, finanziert mit Krediten ist „Unsinn“. Es muss schon gute Gründe geben, 

wenn man sowas macht. Diese guten Gründe fehlen aus meiner Sicht. Solidarität in der 

kommunalen Familie und interkommunale Zusammenarbeit, die der Kreis immer gerne 

betont, funktioniert anders. Wir werden mit den Kreistagsabgeordneten aus unserer 

Stadt hierüber reden müssen. 

 

VII. Investitionen 

Ich habe oben dargestellt, dass wir in den nächsten Jahren viel für unsere Infrastruktur 

tun wollen. 

 

Die Grafik zeigt deshalb deutliche Ausschläge nach oben. Neben den üblichen Investiti-

onen in Kanal- und Straßenbau finden sich das Kommunalinvestitionsförderungsgesetz, 

die Gute Schule 2020, Wir machen MITte, die Sekundarschule, der Neubau des Kin-

dergartens Holsterhausen und die Verlegung der Agathaschule und der Kauf des Gas-

netzes im Investitionshaushalt wieder.  

Erste Planungskosten sind auch für die Sanierung des Rathauses und den Anbau vor-

gesehen. Die Baukosten werden sich erst ab 2022 richtig bemerkbar machen. 
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Die Umsetzung der Programme wird der Infrastruktur der Stadt gut tun, bedeuten in 

finanzieller Hinsicht aber auch eine Kraftanstrengung. Sie gehen an die Grenze dessen 

was leistbar ist. Mehr geht momentan nicht, meine Damen und Herren! 

 

VIII. Wie geht es weiter? 

Die Haushaltssanierung neigt sich langsam den Ende zu. Mit dem Haushalt 2019 wird 

erstmals auch eine Finanzplanung aufgestellt für die Zeit nach der Haushaltssanierung, 

nämlich für das Jahr 2022. M. E. ein guter Zeitpunkt, sich Gedanken darüber zu 

machen, wie es mit der städt. Finanzpolitik nach der Haushaltssanierung weitergeht.  

Für die Planung der Zukunft ist ein Blick in die Vergangenheit hilfreich. Sie kann uns 

nicht raten, was zu tun ist. Sie kann uns aber Hinweise darauf geben, was auf keinen 

Fall wieder passieren darf.  

In diesem Raum wird es kaum noch eine Person geben, die sich an die finanziellen 

Rahmenbedingungen in 1989, also vor 30 Jahren erinnern kann. Wir befanden uns in 

der Kameralistik und hatten ausgeglichene Haushalte. Es war üblich, dass wir finanziell 

nur von Jahr zu Jahr dachten; eine mittelfristige Finanzplanung gab es zwar, aber sie 

hatte keine Bedeutung. Der Haushaltsausgleich wurde jedes Jahr mit Ach und Krach 

geschafft, aber irgendwie kam man immer über die Runden. Überschüssiges Geld 

wurde in einer allgemeinen Rücklage angesammelt, die 2% betragen sollte; meistens 

war sie jedoch leer. 

Nach dem Mauerfall war alles anders. Wir waren für die folgenden Jahre finanziell nicht 

gerüstet und so begann in 1992 die Zeit der unausgeglichenen Haushalte mit der Folge, 

dass wir Kassenkredite anhäuften, die sich bis 2012 auf rd. 200 Mio. € summiert haben. 

Seit 2002 befanden wir uns im Nothaushaltsrecht und wir waren praktisch 

handlungsunfähig. Wir agierten nicht mehr, sondern wir waren fremdgesteuert. Wir 

mussten tüfteln, gebrauchten Krücken und machten uns von anderen abhängig, damit 

wir überhaupt noch etwas gestalten konnten. Ein Beispiel war der Neubau der 

Feuerwache. Die Diskussion, ob und wie wir bauen, wurde nicht nach wirtschaftlichen 

Gesichtspunkten geführt, sondern danach, wie wir dies mit dem damaligen Kreditdeckel 

vereinbaren konnten.  

Für die Instandhaltung der Infrastruktur wurde kein Geld mehr ausgegeben und das 

technische Personal wurde abgebaut, weil es nichts mehr zu bauen gab.  
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Seit 2012, dem Beginn der Haushaltssanierung, dem Konjunkturaufschwung und dem 

Zinstief geht es uns wieder besser. Wir haben die Handlungsfähigkeit zurückgewonnen, 

wir profitieren von Förderprogrammen, können wieder Probleme lösen und auch 

gestalten. Neben der Haushaltssanierung – dem sich Besinnen auf das wirklich Not-

wendige – hat uns die gute Wirtschaftsentwicklung geholfen, wieder Fuß zu fassen. 

Wollen wir das alles wieder preisgeben? 

Eine Lehre aus der Vergangenheit muss es m. E. sein, dass es nicht wieder zu einem 

„Hineinstolpern“ in eine finanzielle Falle geben darf, wie dies vor 25 Jahren passiert ist 

und deren Folgen wir heute noch spüren. Meine Überzeugung ist, dass es einen neuen 

Haushaltssanierungsplan, wie wir ihn in 2012 aufgelegt haben, in Zukunft nicht wieder 

geben darf. Das verträgt die Stadt nicht. 

Also wie umgehen mit den Spielräumen? 

 

Wenn wir diese Erkenntnis haben, dann fällt es uns nicht mehr so schwer, zusätzlich zu 

den Notwendigkeiten von heute das in Demokratien so unpopulär wie 

durchsetzungsschwache „Vorsorgen für morgen“ zu etablieren, das nicht von 

Populismus und Kurzsichtigkeit geprägt ist, sondern von Verantwortung. Ob man damit 

Wahlen gewinnt, weiß ich nicht, ich glaube, es hat noch keiner versucht. In einer Welt, 

in der inzwischen jeder denkt, dass er zu kurz kommt und es den anderen immer 

besser geht als einem selbst, ist Verzicht kaum vermittelbar. 

Die Wünsche sind groß, die Mittel begrenzt. Es gilt also, nicht allen Begehrlichkeiten 

nachzugeben. Insbesondere dürfen wir nicht dem Gedanken verfallen, jenseits von 
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echter Bedürftigkeit neue Wohltaten unters Volk zu bringen oder Wahlgeschenke zu 

verteilen. 

Wir müssen was tun für die Sanierung der städt. Infrastruktur und sicherlich auch in 

Innovation investieren. Dafür muss  - mit Augenmaß – auch entsprechendes Personal 

eingeplant werden. 

Wir müssen aber auch an die Rahmenbedingungen denken. Die Haushaltssanierung 

wird derzeit begünstigt durch die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Ohne 

sie wäre sie nicht gelungen. Doch gibt es erste Warnsignale. Die Auslastung der 

Wirtschaft gerät an ihre Grenze; es gibt einen unübersehbaren Arbeitskräftemangel; vor 

allem bei Fachkräften, der dem Wachstum Grenzen setzt. Der Lohn- und Preisanstieg, 

vor allem in der Bauwirtschaft, zeigt erste Anzeichen einer konjunkturellen Überhitzung. 

Damit verknüpft sich die Sorge, dass sich die Krise anschließt. Wir alle kennen aus der 

Volkswirtschaftslehre den sog. „Schweinezyklus“. 

Eine stagnierende oder zurückgehende Wirtschaft hat aber regelmäßig höhere 

Arbeitslosigkeit, stagnierende oder geringere Steuereinnahmen und höhere 

Soziallasten zur Folge. Glauben wir wirklich, dass uns in einer solchen Rezession dann 

Bund und Land helfen werden, die ebenfalls von ihr betroffen wären? Auch hier lehrt die 

Vergangenheit etwas anderes, zumal Bund und Land weit davon entfernt sind ihre 

Schulden in dem Maße abzubauen, wie wir das tun. 

Obwohl wir Schulden abbauen, sind unsere Finanzen für eine neue Wirtschaftskrise 

unzureichend gerüstet. Es gilt daher, Vorsorge für ein solches Szenario zu treffen, 

damit der Stadt eine neuerliche Haushaltssanierung nach 2021 erspart bleibt oder sie 

zumindest abgemildert wird. Diese Vorsorge kann nur darin bestehen, dass die Stadt in 

der mittelfristigen Finanzplanung das Eigenkapital erhöht und eine Ausgleichsrücklage 

anlegt, auf die im Falle einer Wirtschaftsflaute zurückgegriffen werden kann. Nicht 

vertretbar ist es, neue Standards einzuführen, Standards zu erhöhen oder zusätzliche 

Leistungen zu etablieren, die jetzt zu einem Verbrauch an Ressourcen führen, die 

später dringend benötigt werden. Ausgegebenes Geld lässt sich nicht zurückholen. 

Auch bei der Personalpolitik der Stadt mahne ich Zurückhaltung an. Zusätzliche Stellen 

belasten die Haushalte künftiger Jahre und müssen finanziert werden, auch wenn die 

dafür vorgesehenen Mittel nicht mehr zur Verfügung stehen sollten. Niemandem ist 
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geholfen, wenn jetzt Neues etabliert wird, was in einigen Jahren wieder einkassiert 

werden muss. 

Ich weiß, dass diese Worte nicht gern gehört werden, Kämmerer die Pessimisten 

schlechthin sind, immer schwarzmalen und das schöne Verteilspiel verderben. 

Und Binsenwahrheiten sind in der modernen Zeit uncool, unpopulär und altmodisch. Ich 

möchte, verbunden mit einem Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die mir 

stets mit Rat und Tat beseitestehen, meine Rede mit einem Wunsch an Sie schließen: 

 


